
Von wegen: „das Völkerrecht mit Füßen treten"! Schließlich geht es 
um den Schutz ureigendster Interessen der USA! Zeichnung G. Sadzinski

gen. Sie fand ihren Höhepunkt in 
den im Herbst 1978 Unterzeichne
ten Abkommen von Camp David. 
Diese Abkommen bildeten die 
Grundlage für den im März 1979 
signierten ägyptisch-israelischen 
Friedensvertrag.
Mit diesem Vertrag wurde der 
militärisch stärkste Gegner Isra
els, Ägypten, „neutralisiert" und 
eine schwerwiegende Bresche in 
die Front der gegen den zionisti
schen Aggressionskurs kämpfen
den arabischen Staaten und Völ
ker geschlagen. Konnte diese 
Lücke auch durch die Solidarität 
der arabischen Völker geschlos
sen werden (die einmütige Verur
teilung der jüngsten Aggres
sionsakte Washingtons gegen Li
byen sind dafür Beweis), so stellt 
die in Camp David fixierte Linie 
von separaten Lösungen im Nah
ostkonflikt eine große Bedrohung 
für die Interessen der Araber 
dar.
Unter Umgehung einer interna
tionalen Konferenz, an der alle in
teressierten Seiten beteiligt sind, 
soll Israel die Möglichkeit ver
schafft werden, mit den Opfern 
seines Expansionismus getrennt 
und einzeln zu verhandeln.
Mit dem 1982 verkündeten „Rea
gan-Plan", der die Linie von 
Camp David fortführt, vor allem 
auf ein israelisch-jordanisches 
Übereinkommen orientiert und 
noch stärker antisowjetisch so
wie antisyrisch ausgerichtet ist 
als die Dokumente von Camp Da- 
✓ id, verfolgt Washington die se- 
aarate, grundsätzlich proisraeli
sche Politik weiter. Dabei ist auf
fällig, in welch hohem Maße die 
3ositionen der USA-Administra- 
:ion mit den Interessen Tel Avivs 
jbereinstimmen. Hier sind zu 
lennen:
- die Ablehnung der Schaffung 
sines selbständigen palästinensi
schen Staates sowie die Nichtan
erkennung der PLO, des legiti
men Interessenvertreters des 
Volkes von Palästina;
- die Zurückweisung der Not
wendigkeit eines israelischen 
Rückzuges von allen im Jahre 
1967 besetzten arabischen Terri

torien und die damit im Zusam
menhang stehende diesbezügli
che Auslegung der UNO-Sicher
heitsratsresolution 242;
- das Erheben von weiteren Vor
bedingungen wie der Forderung 
nach einer völkerrechtlichen An
erkennung des Aggressorstaates 
Israel noch bevor er seine Bereit
schaft zu einem umfassenden 
Rückzug von den okkupierten 
arabischen Gebieten erklärt hat;
- die Überbetonung einer „be
sonderen Verantwortung" der 
USA im Verhandlungsprozeß bei 
gleichzeitigem Ausschluß ande
rer Staaten von der Lösung des 
Nahostkonfliktes, insbesondere 
der UdSSR, was vor allem durch 
die Verhinderung einer interna
tionalen Nahost-Friedenskonfe
renz erreicht werden soll;
- die Beibehaltung des separa
ten Charakters der amerikani
schen Politik zur Regelung des is
raelisch-arabischen Konfliktes 
durch die ungerechtfertigte Ab
trennung der Problematik der sy
rischen Golanhöhen von den Ver
handlungen über die Zukunft des 
Westjordangebietes und des 
Gaza-Streifens;
- die Ausklammerung wichtiger

Fragen (wie zum Beispiel der Sta
tus Jerusalems) und die Hin
nahme der von Israel praktizier
ten Siedlungspolitik, was Tel Aviv 
die Möglichkeit bietet, durch die 
fortgesetzte Schaffung vollende
ter Tatsachen sein Okkupations
regime in den besetzten Territo
rien zu festigen.
Angesichts dieser destruktiven 
Positionen der Reagan-Admini
stration wird deutlich, daß das 
USA-Konzept zur „Lösung" des 
Nahostkonfliktes letztlich auf die 
langfristige Erhaltung eines 
durch Washington nutzbaren und 
möglichst kontrollierbaren Kon
fliktpotentials im Nahen Osten 
abzielt.
Gleichzeitig macht sie erneut mit 
Nachdruck deutlich, daß es keine 
vernünftige Alternative zu einer 
internationalen Nahost-Friedens
konferenz gibt. Sie allein ist ge
eignet und in der Lage, dieser Re
gion endlich den Frieden zu brin
gen und ihn damit auch insge
samt in der Welt sicherer zu 
machen.
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